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Die deutsche Regierung hat am
Montag ein «Energie-Sofortpro-
gramm» beschlossen, mit dem
dieAutofahrenden entlastetwer-
den. Eswirktwie ein Déjà-vu aus
dem Jahr 2022: Die Mineralöl-
steuerwird für zwei Monate um
17 Cent gesenkt, und ein steuer-
freier Bonus bis zu 1000 Euro für
Arbeitnehmende soll die Belas-
tung mindern.

Seit der Hormuz-Blockade
sind die Energiemärkte im Aus-
nahmezustand.Die Internationa-
le Energieagentur (IEA) spricht
vom grössten Lieferunterbruch
der Geschichte. Der Preis für
Rohöl der Sorte Brent liegt über
100 Dollar pro Fass, und an den
SchweizerTankstellen kostet ein
Liter Benzin (bleifrei 95) gemäss
TCS imSchnitt 1.87 Franken,Die-
sel 2.14 Franken.

Höhere Benzinpreise bergen
Empörungspotenzial. Politike-
rinnen und Politiker haben des-
halb starke Anreize, den Staat
als Helfer einzusetzen. Der poli-
tische Reflex, denTreibstoffpreis
zu drücken undAutofahrende zu
entlasten, ist naheliegend.

Hohe Preise senden eine
wichtige Botschaft
Weltweit greifen Regierungen
deshalb erneut zu Massnahmen,
die populär sind, aber von Fach-
leuten einhellig als problematisch
eingestuft werden – und die sich
bereits in der letzten Energie
krise nach dem russischen An-
griff auf die Ukraine als wenig
hilfreich oder gar schädlich er-
wiesen haben.

Trotz Warnungen von inter-
nationalen Organisationen und
unabhängigen Ökonominnen
und Ökonomen haben Länder
wie Kroatien, Polen,Ungarn und
Südkorea Preisdeckel für Treib-
stoffe eingeführt. Frankreich,
Griechenland, Irland und Brasi-
lien subventionieren den Ener-
gieverbrauch.

Noch mehr Länder haben die
Energiesteuern oder die Mehr-
wertsteuern auf Treibstoffe ge-
senkt, in Europa zumBeispiel Ös-
terreich, Italien, Kroatien,Tsche-
chien, Irland, Polen, Portugal,
Spanien und Schweden.

Die zentrale Lehre aus frü-
heren Energiekrisen ist eindeu-
tig: Wenn Energie knapp und
teuer wird, sollte der Staat den
Schmerz nicht einfach für alle
künstlich ausschalten oderweg-
subventionieren. Denn genau
dann braucht es das Preissignal.
Hohe Preise sind unangenehm,
aber sie senden eine wichtige
Botschaft an Unternehmen und
Haushalte: Energie ist knapp,
also lohnt sich das Sparen.

Wer dieses Signal mit Preis
deckeln, pauschalen Rabatten
oderSteuersenkungen ausschal-
tet, erreicht oft dasGegenteil des-
sen,was in einerKrise nötigwäre.
Wenn der Staat den Preisanstieg
abfedert, sinkt derAnreiz,Fahrten
zu reduzieren,Fahrgemeinschaf-
ten zu bilden, den ÖV zu nutzen
oder auf sparsamere Technolo-
gien umzusteigen.

Was kurzfristig gut aussieht,
kann deshalb die Krise verlän-
gern. Wenn viele Länder gleich-

zeitig den Verbrauch künstlich
stützen, bleibt die Nachfrage
hoch, obwohl die Energieversor-
gung unter Druck steht.

Einkommensabhängige
Barzahlungen
Pauschale Steuersenkungen
und Preisdeckel funktionieren
nach dem Giesskannenprinzip:
Sie entlasten den wohlhaben-
den Besitzer eines schweren Ge-
ländewagens deutlich stärker als

dieAlleinerziehende, die für ihre
Arbeit auf einen Kleinwagen an-
gewiesen ist. Zudem kosten sie
den Staat in Zeiten leerer Kas-
sen viel Geld.

Das heisst nicht, dass derStaat
in einerEnergiekrise untätig blei-
ben muss. Aber viele Fachleute,
von der IEA über die OECD bis
zum InternationalenWährungs-
fonds, empfehlen etwas anderes:
gezielteHilfe statt billigerEnergie
für alle.Werwenig verdient oder

besonders verletzlich ist, soll di-
rekt unterstütztwerden, etwamit
befristeten Zuschüssen.

Einige Länder gehen inzwi-
schen indieseRichtung.Südkorea
und Japanhabeneinkommensab-
hängigeBarzahlungeneingeführt,
Grossbritannien zahlt Heizkos-
tenzuschüsse für arme Haushal-
te, und Neuseeland sowie Irland
unterstützen gezielt verletzliche
Familien, Pensionierte undMen-
schenmit Behinderungen.

Solche Massnahmen sind po-
litisch weniger spektakulär als
einTankrabatt, aber ökonomisch
meist treffsicherer. Sie helfen
dort, wo hohe Energiepreise so-
zialwirklich schmerzen, statt al-
len das Tanken etwas günstiger
zu machen.

Mehr Homeoffice
und Temporeduktionen
Fachleute raten ausserdem zu
Energiesparmassnahmen, die
die Nachfrage drosseln. Dazu
gehören die Förderung von Ho-
meoffice, Temperaturbegren-
zungen in Gebäuden, weniger
Dienstreisen fürBehörden,Tem-
poreduktionen auf Strassen, die
Stärkung des öffentlichen Ver-
kehrs und Informationskampa-
gnen zumEnergiesparen.Vor al-
lem asiatische Länder haben sol-
che Massnahmen ergriffen.

In der Schweiz zeigt sich die
Regierung bisher resistent gegen
den Ruf nach Staatsinterventio-
nen. Bundesrat Albert Rösti und
Bundespräsident Guy Parmelin
betonen,dass dieVersorgungssi-
cherheit gewährleistet sei undder
Markt die Preise regeln müsse.

Schon in der Ölkrise der
1970er-Jahre vertraute der Bun-
desrat auf defensive Instrumen-
te zur Nachfragedrosselung – er
verordnete drei autofreie Sonn-
tage sowie Tempolimit 100 auf
denAutobahnen.Auch nach dem
Preisschock infolge des Ukraine-
kriegs verzichtete der Bundes-
rat auf Tankrabatte und Preis-
deckel. Stattdessen setzte er auf
Versorgungssicherheit und Spar-
kampagnen.

Politikermachen Druck
auf den Bundesrat
Doch der Druck im Bundeshaus
steigt. Auf der linken Seite des
politischen Spektrums fordert
SP-Nationalrat Benoît Gaillard
vom Bund strengere Kontrol-
len und schlägt eine Benzin-

preis-Taskforce vor, umÜberge-
winne der Ölkonzerne zulasten
derKonsumenten zuverhindern.
Gemäss SP-NationalrätinMarti-
ne Docourt soll es wieder auto-
freie Sonntage geben, so wie in
der Ölkrise 1973. Sie fordert den
Bund auf, deren Einführung in
den Kantonen gesetzlich zu ver-
einfachen.

SVP-Nationalrat Thomas
Knutti fordert einen temporä-
ren Verzicht auf die Mineralöl-
steuer.Wenn nur die reineMine-
ralölsteuer gestrichenwürde und
diese Entlastung vollständig an

derTankstelle ankäme, entsprä-
che das rund 49 beziehungswei-
se 52 Rappen weniger pro Liter,
weil dann auch die Mehrwert-
steuer auf diesem Teil wegfiele.

Die hektischen Massnahmen
vieler Regierungen machen
deutlich: Was politisch am ver-
lockendsten ist, nützt oft wenig.
Und was ökonomisch am sinn-
vollsten wäre, lässt Politikerin-
nen und Politiker untätig und
hart erscheinen.

Sie greifen deshalb immer
wieder zu problematischen Ins-
trumenten. Nicht weil sie die
Lehren aus früheren Energie-
krisen vergessen haben, sondern
weil diese im Ernstfall politisch
schwer durchzuhalten sind.

Billiges Benzin für alle?
Dasmacht alles nur noch schlimmer
Energiekrise Weltweit greifen Staaten zu Tankrabatten und Preisdeckeln, die schon 2022 kaum halfen.
Fachleute warnen: Die populären Massnahmen schaden.

Preiserhöhungen an der Tankstelle sorgen für Empörung und fragwürdige staatliche Massnahmen. Foto: Ela Çelik

Von Fachleuten empfohlen

Ergriffene Sofortmassnahmen zum Energiesparen

Homeoffice-Tage
für öffentliche
Verwaltung

Ägypten, Indonesien, Laos, Malaysia, Pakistan

Regelungen für
Klimaanlagen in
der Verwaltung

Bangladesh, Kambodscha, Jordanien, Philippinen, Sri Lanka, Thailand

Einschränkungen
für Dienstreisen

Ägypten, Indonesien, Jordanien, Malaysia, Nepal, Pakistan, Sri Lanka, Südkorea,
Vietnam

Förderung und
Verbilligung ÖV Ägypten, Bangladesh, Chile, Laos, Litauen, Pakistan, Philippinen

Massnahmen Länder
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Lehren
aus früheren
Energiekrisen
sind im Ernstfall
politisch schwer
durchzuhalten.

Gut gemeint, aber kontraproduktiv

Sofortmassnahmen zur Unterstützung der Energiekonsumenten

Preisdeckel für
Treibstoffe Kroatien, Polen, Serbien, Südkorea, Thailand, Ungarn

Treibstoff
subventionen Brasilien, Äthiopien, Frankreich, Griechenland, Indonesien, Irland, Philippinen

Senkung von
Energiesteuern

Albanien, Australien, Brasilien, Chile, Deutschland, Indien, Irland, Laos, Lettland,
Kroatien, Namibia, Österreich, Philippinen, Portugal, Schweden, Serbien,
Slowenien, Südafrika, Spanien, Tschechien, Türkei, Sambia

Massnahmen Länder
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